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Große Anfrage 
der Abgeordneten Dora Heyenn, Christiane Schneider, Norbert Hackbusch, 
Kersten Artus, Elisabeth Baum, Dr. Joachim Bischoff, Wolfgang Joithe-von  

Krosigk, Mehmet Yildiz (Fraktion DIE LINKE) vom 05.05.09 

und Antwort des Senats 

Betr.: Atom-Transporte durch den Hamburger Hafen und das Hamburger 
Stadtgebiet 

Immer wieder werden Uranhexafluorid (UF6), Uranoxide in verschiedenen 
Anreicherungsformen, Brennelemente für Atomkraftwerke, sowie sonstige 
radioaktive Stoffe durch den Hamburger Hafen und durch das Stadtgebiet 
transportiert. 

Nach Angaben des Hamburger Senates der Freien und Hansestadt Hamburg 
in der Drs. 19/1108 vom 23.09.08 wurden im Jahr 2007 insgesamt 34 soge-
nannte „Kernbrennstofftransporte“ und 18 Transporte „sonstiger radioaktiver 
Stoffe“ über den Hamburger Hafen durchgeführt. Im Jahr 2008 wurden dem-
nach bis zum 17. September 2008 insgesamt 39 sogenannte „Kernbrenn-
stofftransporte“ durchgeführt und 17 Transporte „sonstiger radioaktiver Stof-
fe“ gemeldet. 

Vor diesem Hintergrund fragen wir den Senat: 

Für den Transport radioaktiver Stoffe hat der Gesetzgeber im Rahmen des Atom- und 
Gefahrgutrechts umfassende Regelungen erlassen. Zweck der Vorschriften ist es, die 
mit der Beförderung radioaktiver Stoffe verbundenen Gefahren, insbesondere die 
schädliche Wirkung ionisierender Strahlung für Leben, Gesundheit und Sachgüter 
auszuschließen beziehungsweise auf ein vertretbares Maß zu reduzieren.  

Grundlage der deutschen und weltweit angewandten Vorschriften für den Transport 
radioaktiver Stoffe sind die Empfehlungen der Internationalen Atomenergie-Organisa-
tion in Wien. Diese sind durch die Bundesrepublik Deutschland in das Gefahrgutrecht 
für alle Verkehrsträger umgesetzt worden.  

Ein hoher Sicherheitsstandard bei den Transporten wird dadurch erreicht, dass die 
Verpackung dem Gefährdungspotenzial des beförderten Gutes angepasst wird. Dabei 
kommt abhängig vom Aktivitätsinventar das Prinzip der Mengenbegrenzung oder das 
Konzept der unfallsicheren Verpackung zur Anwendung.  

Radioaktive Stoffe werden auf allen Verkehrswegen transportiert. 

Das Atomrecht unterscheidet zwischen (spaltbaren) Kernbrennstoffen und (nicht 
spaltbaren) sonstigen radioaktiven Stoffen. 

Bei den Transporten von Kernbrennstoffen handelt es sich überwiegend um Sendun-
gen von unbestrahlten Vorprodukten zur Brennelement-Herstellung wie angereicher-
tes Uranhexafluorid (UF6) und Urandioxid (UO2) in Form von Pellets oder Pulver,  
sowie um Brennstäbe und unbestrahlte Brennelemente. 
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Den größten Anteil an den Transporten radioaktiver Stoffe haben sonstige radioaktive 
Stoffe für medizinische Zwecke, die mit begrenztem Aktivitätsinventar überwiegend 
auf der Straße transportiert werden.  

Das Transportaufkommen sonstiger radioaktiver Stoffe bei Seetransporten besteht in 
erheblichem Umfange aus Sendungen entleerter Transportbehälter mit Restkontami-
nation, natürlichem Uran, nicht angereichertem Uranhexafluorid, radioaktiven Abfällen 
und Reststoffen. 

Transporte bestrahlter Brennelemente und hochradioaktiver Abfälle werden fast aus-
schließlich im Eisenbahnverkehr durchgeführt. Transporte bestrahlter Brennelemente 
aus Deutschland, die in der Vergangenheit auch über Hamburg geführt wurden, finden 
seit dem Verbot der Wiederaufarbeitung (Stichtag 30. Juni 2005) nicht mehr statt. 

Transporte von bestrahlten Brennelementen (BE) aus Forschungsreaktoren, von 
hochradioaktiven Glaskokillen aus der Wiederaufarbeitung beziehungsweise von plu-
toniumhaltigen Materialien (Mischoxidbrennelemente für Kernkraftwerke, MOX) stellen 
in der Bundesrepublik nur einen Bruchteil der beförderten radioaktiven Stoffe dar. 

Das Hamburger Stadtgebiet wird von Kernbrennstofftransporten lediglich im Transit 
berührt. Absender- und Empfängerorte der Transporte über Hamburg liegen überwie-
gend im Ausland. Bei diesen besteht kein Zusammenhang mit der Kernenergienut-
zung in Deutschland. Eine geringe Zahl von Transporten dient der Versorgung deut-
scher Kernkraftwerke mit Brennelementen. 

Genehmigungen für Kernbrennstoff- und Großquellentransporte werden vom Bundes-
amt für Strahlenschutz (BfS) erteilt. Aufgrund der atomrechtlichen Meldepflicht für 
diese Transporte sind bei den zuständigen Behörden umfassende Informationen über 
Art und Umfang des Beförderungsaufkommens solcher Materialien vorhanden.  

Für die sonstigen radioaktiven Stoffe, für die keine atomrechtliche Meldepflicht besteht 
und die zum Teil genehmigungsfrei befördert werden dürfen, sind vergleichbare  
beförderungsstatistische Angaben nicht verfügbar. 

Für gefährliche Güter, die durch Schiffe in den Hamburger Hafen transportiert werden, 
besteht eine Anmeldepflicht im Gefahrgut-Informationssystem (GEGIS). Dabei werden 
auch Transporte radioaktiver Stoffe erfasst. 

Gefährliche Güter, die durch andere Transportmittel (Lkw, Bahn) im Hamburger 
Stadtgebiet transportiert werden, sind allgemein nicht meldepflichtig, soweit sie nicht 
dem Atomrecht unterliegen. 

Der Senat geht in seinen Antworten davon aus, dass die Fragesteller sich überwie-
gend auf den Transport von Kernbrennstoffen beziehen. 

Dies vorausgeschickt, beantwortet der Senat die Fragen wie folgt: 

1. Bezogen auf Transporte von radioaktiven Stoffen (zum Beispiel Uranhe-
xafluorid, Uranoxide und andere radioaktive Stoffe, wie zum Beispiel 
Brennelemente für Atomkraftwerke) in und aus dem Hafen von Hamburg 
sowie durch das Hamburger Stadtgebiet innerhalb der letzten fünf Jahre 
(bitte in tabellarischer Auflistung und nach Datum sortieren): 

a) Wann erfolgten Transporte von radioaktiven Stoffen innerhalb der 
letzten fünf Jahre (Datum des Eingangs beziehungsweise Aus-
gangs)? 

b) Welche Schiffe (bitte mit Angabe der Schiffsnamen und der dazu-
gehörigen Reederei) haben innerhalb der letzten fünf Jahre in den 
Hafen von Hamburg radioaktive Güter angeliefert? 

c) Welche Schiffe (bitte mit Angabe der Schiffsnamen und der dazu-
gehörigen Reederei) haben innerhalb der letzten fünf Jahre aus 
dem Hafen von Hamburg radioaktive Güter abtransportiert? 

d) Wer war der jeweilige Absender (Firma mit Ortsangabe) der trans-
portierten radioaktiven Güter? 
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e) Wer war der jeweilige Empfänger (Firma mit Ortsangabe) der trans-
portierten radioaktiven Güter? 

f) Wie wurden die jeweiligen radioaktiven Stoffe klassifiziert?  

g) Um welche beförderten radioaktiven Stoffe handelte es sich dabei?  

h) Welche Art von Behältern wurde zum Transport (zum Beispiel Cas-
tor-Behälter) der radioaktiven Stoffe jeweils verwendet (bitte genaue 
Typen-Kennung der Behälter angeben)? 

i) Welche weiteren Beförderungsmittel (zum Beispiel Bahn, Lkw ...) 
wurden zum Transport der radioaktiven Stoffe jeweils verwendet 
und welche Unternehmen waren daran beteiligt? 

j) Wo wurden die radioaktiven Stoffe umgeladen? 

k) Wie war der Transportweg der radioaktiven Stoffe (bitte mit Angabe 
der genauen Transportroute)? 

Angaben zu den meldepflichtigen Kernbrennstofftransporten durch Hamburg sind in 
der Anlage 1 für den Zeitraum vom 5. Mai 2004 bis zum 5. Mai 2009 zusammenge-
stellt. 

Daten über die im GEGIS gemeldeten Transporte liegen der Polizei nur für die jeweils 
letzten drei Monate vor. Die Transportvorgänge mit sonstigen radioaktiven Stoffen aus 
GEGIS sind für diesen Zeitraum in Anlage 2 zusammengefasst. 

Als Beförderer waren unter anderem die Firmen Aspol Baltic Corporation, Atlantic 
Container Lines, Hanjin Shipping, Kieserling Spedition & Logistik GmbH, Northern 
Shipping Company, Nuclear Cargo + Service GmbH, S & G Schwertransporte und 
Gesamtkranlogistik GmbH und TRANSKEM SPEDITION GmbH tätig. 

Weitergehende Angaben zu den Transportfirmen und den Schiffsnamen sowie zu den 
Transportrouten sind aus Sicherheitsgründen bundesweit als Verschlusssache einge-
stuft. Im Übrigen berühren die Fragen die Einsatztaktik der Polizei, über die der Senat 
grundsätzlich keine Auskunft gibt. 

2. Wurden radioaktive Stoffe innerhalb der letzten fünf Jahre für mehr als 
24 Stunden im Stadtgebiet von Hamburg zwischengelagert?  

Wenn ja: 

a) an welchem Ort und wie lange fand die Zwischenlagerung statt? 

Im Hafen von Hamburg kommt es zu transportbedingten zeitweiligen Aufenthalten 
beim Umschlag von sonstigen radioaktiven Stoffen und Kernbrennstoffen. Die Orte 
und Zeiten werden für die meldepflichtigen Kernbrennstofftransporte erfasst und sind 
in der als Anlage 1 beigefügten Tabelle mit aufgeführt. Die Lagerung fand an den  
Gefahrgutlagerplätzen der dort genannten Umschlagunternehmen statt. 

b) Welche Sicherheitsmaßnahmen wurden getroffen, um bei der Zwi-
schenlagerung der radioaktiven Stoffe Unfälle oder deren Entwen-
dungen zu verhindern? 

Zur Verhinderung von Unfällen und zum Schutz vor Entwenden beim transportbeding-
ten zeitweiligen Aufenthalt von Kernbrennstoffen werden spezielle Schutzmaßnahmen 
als Nebenbestimmungen in der jeweiligen Transportgenehmigung bundeseinheitlich 
festgelegt. Die Maßnahmen umfassen den Schutz vor Einwirkung unbefugter Dritter, 
vor Wechselwirkungen mit anderen lagernden Gütern sowie die Verantwortlichkeiten 
des Transportpersonals. Zu den Einzelheiten der Schutzmaßnahmen gibt der Senat 
aus Sicherheitsgründen keine Auskunft. 

3.  

a) Welche Behörden beziehungsweise welche Ämter im Einzelnen 
werden jeweils über den Transport oder eine eventuelle Zwischen-
lagerung von radioaktiven Stoffen vorab informiert? 
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Es werden in der Behörde für Inneres der Führungs- und Lagedienst der Polizei, die 
Zentralstelle für Hafensicherheit und gefährliche Güter und das örtlich zuständige 
Revier der Wasserschutzpolizei, in der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt das 
Amt für Immissionsschutz und Betriebe, in der Behörde für Soziales, Familie, Gesund-
heit und Verbraucherschutz das Amt für Arbeitsschutz über Kernbrennstofftransporte 
vorab informiert. 

b) Werden von diesen Behörden besondere Vorkehrungen zur siche-
ren Abwicklung der Transporte und eventuellen Zwischenlagerun-
gen getroffen?  

Wenn ja, weIche? 

Die Polizei trifft die erforderlichen anlass- und lagebezogenen Maßnahmen. Im Übri-
gen berührt die Frage die Einsatztaktik der Polizei, über die der Senat grundsätzlich 
keine Auskunft gibt. Im Übrigen siehe Antworten zu 5. a) und zu 5. b).  

4. Welche Unfallverhütungsvorschriften gelten und welche konkreten  
Sicherheitsvorkehrungen sind präventiv durch die betreibenden Unter-
nehmen zu ergreifen 

a) für den Transport von radioaktiven Stoffen in beziehungsweise aus 
dem Hafen von Hamburg und das Hamburger Stadtgebiet? 

b) für die Lagerung von radioaktiven Stoffen im Hafen von Hamburg 
und im Hamburger Stadtgebiet? 

c) Welche Verstöße sind in den letzten fünf Jahren aufgetreten (bitte 
den Verursacher angeben)? 

Unfallverhütungsvorschriften (UVV) regeln den Arbeitsschutz von Beschäftigten. Es 
sind keine speziellen UVV für den Transport radioaktiver Stoffe gemäß der Fragestel-
lung bekannt. 

Für den Transport von radioaktiven Stoffen enthält das Gefahrgutrecht spezielle Vor-
gaben, die sich auf die Unterweisung der am Transport beteiligten Arbeitnehmer zu 
den Themen allgemeiner Strahlenschutz, Umgang mit radioaktivem Material, Kenn-
zeichnung und Verpackung, auf Schutzmaßnahmen und -ausrüstungen, auf die  
Unfallvermeidung und auf Notfallmaßnahmen beziehen. Die Vorgaben sind zum Bei-
spiel niedergelegt in den Regulations for the Safe Transport of Radioactive Material 
(IAEA TS-R-1, 2005), im International Maritime Dangerous Goods Code (IMDG-Code, 
Ausgabe 2006) und in der Verordnung über die Beförderung gefährlicher Güter mit 
Seeschiffen (Gefahrgutverordnung See - GGVSee, in der Fassung von 2007). 

Daneben gilt die allgemeine Unfallverhütungsvorschrift Hafenarbeit (GUV-V C 21, in 
der Fassung vom September 2001). 

Informationen über Verstöße gegen Unfallverhütungsvorschriften liegen für den be-
trachteten Zeitraum nicht vor. 

5.  

a) Wie, wann und von wem wurden und werden die zu transportieren-
den radioaktiven Stoffe messtechnisch überwacht? 

Die Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz überwacht die 
Transporte stichprobenartig in Hinblick auf die Einhaltung der Dosisgrenzwerte der 
beteiligten Personen beim Umschlag und bezüglich möglicher Kontaminationen. Im 
Rahmen der Besichtigungen werden Messungen durchgeführt. Bei diesen unange-
meldeten Besichtigungen wurden keine Mängel mit Hinblick auf Dosisüberschreitun-
gen und Kontaminationen festgestellt. 

b) Welche Art von Strahlungs- (zum Beispiel für Alpha-, Beta-, Gam-
ma- und Neutronenstrahlen) und sonstigen Messgeräten wurde und 
wird verwendet, um den Austritt von radioaktiven Stoffen und nicht 
radioaktiven Begleitstoffen, auch im Falle eines Unfalls, feststellen 
zu können? 
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Die messtechnische Überwachung der Transporte wird durch die Verwendung der 
folgenden Strahlenmessgeräte bei der Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und 
Verbraucherschutz, der Polizei und der Feuerwehr gewährleistet: 

- Ortsdosisleistungsmessgeräte zur Gamma-Strahlungsmessung mit externen Son-
den zur Kontaminationsmessung von Alpha-, Beta- und Gammastrahlung, 

- Dosiswarner (Dosismessgerät mit Warnschwellen), 

- Messgerät zum Aufspüren von Strahlenquellen (auch Neutronenquellen), 

- Kontaminations-Nachweisgerät zum Nachweis von Alpha-, Beta- und Gamma-
strahlung, 

- Plastikszintillationszählrohr zum Nachweis von Gammastrahlung, 

- Personendosimeter zum Nachweis von Gammastrahlung, 

- mobile Gammaspektrometer zur Nuklididentifikation. 

Die Feuerwehr unterhält außerdem eine sogenannte „Analytische Taskforce“, die mit 
Messgeräten zur Detektion von nicht radioaktiven Begleitstoffen ausgestattet ist. Die 
entsprechenden Messgeräte werden bei der zuständigen Behörde vorgehalten. 

6. Welche gesetzlichen und welche Verwaltungsvorschriften greifen im Fall 
eines Unfalls auf dem Hafengelände von Hamburg, dem Hamburger 
Stadtgebiet und dem Transportweg, bei dem radioaktive Stoffe oder 
nicht radioaktive Begleitstoffe freigesetzt werden? 

Maßgeblich sind das Gesetz zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
(SOG), das Strafgesetzbuch, die Strafprozessordnung, das Bundesimmissionsschutz-
gesetz und das Atomgesetz sowie darauf basierende Verordnungen. Darüber hinaus 
können sich Maßnahmen nach dem Hamburgischen Katastrophenschutzgesetz und 
der Hamburgischen Katastrophenschutzordnung richten. 

Je nach Verkehrsträger und transportiertem radioaktivem Stoff sind folgende Gefahr-
gutvorschriften zu beachten: 

- Hafensicherheitsgesetz, Landesgefahrgutverordnung Hamburg Hafen (LGGVHH), 

- Gefahrgutbeförderungsgesetz (GGBefG), 

- Gefahrgutverordnung See (GGVSee), 

- Gefahrgutverordnung Straße und Eisenbahn (GGVSE), 

- Gefahrgutverordnung Binnenschifffahrt (GGVBinSch),  

- International Maritime Dangerous Goods Code (IMGD-Code), 

- Internationaler Code für die sichere Beförderung von verpackten bestrahlten Kern-
brennstoffen, Plutonium und hochradioaktiven Abfällen mit Seeschiffen (INF-
Code1), 

- Europäisches Übereinkommen über die internationale Beförderung gefährlicher 
Güter auf der Straße (ADR2), 

- Regelung zur internationalen Beförderung gefährlicher Güter im Schienenverkehr 
(RID3),  

- Europäische Übereinkunft des Transports gefährlicher Güter auf dem Wasserweg 
(ADN4) beziehungsweise Europäisches Übereinkommen über die Beförderung  
gefährlicher Güter auf dem Rhein (ADNR5). 

                                                      
1  INF-Code - International Code for the Safe Carriage of Packaged Irradiated Nuclear Fuel, 

Plutonium and High-Level Radioactive Wastes on Board Ships 
2  ADR - Accord européen relatif au transport international des marchandises Dangereuses 

par Route 
3  RID-Règlement concernant le transport international ferroviaire de marchandises Dange-

reuses 



Drucksache 19/3011  Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg – 19. Wahlperiode 

6 

7. 

a) Welche konkreten Schutzmaßnahmen werden speziell auf Trans-
portschiffen für den Fall eines solchen Unfalls ergriffen, bei dem  
radioaktive Stoffe oder nicht radioaktive Begleitstoffe freigesetzt 
werden (zum Beispiel im Hamburger Hafen)?  

b) Sind die Besatzungsmitglieder auf den Schiffen speziell für einen 
solchen Unfall ausgebildet? 

Die Vorschriften des internationalen Beförderungsrechts berücksichtigen unter ande-
rem international festgelegte Strahlenschutzregelungen. Sie enthalten Anforderungen 
zur Transportsicherung, um Unfälle bei der Beförderung gefährlicher Güter zu vermei-
den. Ferner gelten internationale Anforderungen für die Schulung von Schiffsoffizieren 
und Besatzung. 

Gemäß Ziffer 1.1.3 fortfolgende des IMDG-Code darf die Beförderung radioaktiver 
Stoffe mit Seeschiffen nur auf Grundlage eines Strahlenschutzprogramms erfolgen. 
Dieses Strahlenschutzprogramm beinhaltet auch Notfallmaßnahmen. Die Art der 
durchzuführenden Notfallmaßnahmen ergibt sich aus Ziffer 7.3.9 des IMDG-Code. 

Eine gleichlautende Vorschrift regelt 1.7 fortfolgende ADNR für den Transport durch 
Binnenschiffe. 

Insbesondere müssen auf den Schiffen nach Regelungen des International Dange-
rous Goods Code Unterlagen über Maßnahmen mitgeführt werden, die bei Unfällen 
mit gefährlichen Gütern oder gesundheitsgefährlichen Stoffen oder Gegenständen zu 
treffen sind (Gruppenunfallmerkblätter, Erste-Hilfe-Maßnahmen). Damit wird gewähr-
leistet, dass Unfällen an Bord während der Reise sach- und fachkundig begegnet 
werden kann. Im Hafen ist die Gefahrenbekämpfung durch die zuständigen Dienststel-
len gewährleistet. 

Für radioaktive Stoffe, die dem INF-Code unterliegen (bestrahlte Kernbrennstoffe, 
hochradioaktive Abfälle aus der Wiederaufarbeitung) gelten entsprechende Vorschrif-
ten sowie zusätzliche Anforderungen an die technische Sicherheit des Transport-
schiffs. 

8.  

a) Welche konkreten Schutzmaßnahmen werden speziell auf eventuell 
stattfindenden Zwischenlagerungen für den Fall eines solchen  
Unfalls ergriffen, bei dem radioaktive Stoffe oder nicht radioaktive 
freigesetzt werden? 

Siehe Antworten zu 2. b) und 9. a). 

b) Sind die Beschäftigten an den eventuell bestehenden Zwischenla-
gerorten speziell für einen solchen Unfall ausgebildet? 

Die Hafenumschlagsbetriebe haben nach der Strahlenschutzverordnung genehmigte 
Gefahrgutplätze für die Lagerung von radioaktiven Stoffen. In Hamburg sind für alle 
Hafenbetriebe, welche Kernbrennstoffe umschlagen, entsprechende Genehmigungen 
nach § 7 der Strahlenschutzverordnung erteilt worden. Im Rahmen dieser Genehmi-
gungen sind eine ausreichende Anzahl fachkundiger Strahlenschutzbeauftragter  
bestellt worden. Strahlenschutzbeauftragte sind im Strahlenschutz ausgebildete Per-
sonen, die regelmäßig nachgeschult werden. Diese Personen haben neben umfas-
senden rechtlichen Kenntnissen Erfahrungen im Bereich der Messtechnik und des 
gesamten Gebiets des Strahlenschutzes einschließlich Vorgehen bei Zwischenfällen 
und Unfällen mit radioaktiven Stoffen. Die Betriebe unterliegen einer regelmäßigen 
Aufsicht durch die Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz. 
Alle mit dem Umschlag radioaktiver Stoffe befassten Mitarbeiter der Hafenumschlag-

                                                                                                                                            
4  ADN - Accord européen relatif au transport international des marchandises dangereuses 

par voie de navigation intérieure 
5  ADNR - Accord européen relatif au transport international des marchandises dangereuses 

par voie de navigation intérieure Rhin 
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betriebe werden jährlich unterwiesen. Thema dieser Unterweisungen sind Unfälle und 
Zwischenfälle mit radioaktiven Stoffen. 

9.  

a) Welche konkreten Schutzmaßnahmen werden für die Menschen in 
der Umgebung sowie für die Umwelt auf dem Hafengelände von 
Hamburg, dem Hamburger Stadtgebiet und dem Transportweg für 
den Fall eines solchen Unfalls ergriffen, bei dem radioaktive Stoffe 
oder nicht radioaktive freigesetzt werden? 

Unfälle mit gefährlichen Gütern können sich jederzeit und nahezu an jedem Ort der 
Stadt ereignen. Aus diesem Grund müssen konkrete Schutzmaßnahmen jeweils der 
Lage entsprechend eingeleitet werden. Dazu zählen unter anderem die Warnung der 
Bevölkerung, die Absperrung des gefährdeten Bereichs und gegebenenfalls die medi-
zinische Versorgung sowie die Betreuung der betroffenen Personen. Diese Aufzäh-
lung ist nicht abschließend. Die Maßnahmen werden der jeweiligen Lage entspre-
chend angepasst. 

b) Sind die Hafenarbeiter und Arbeiterinnen und Transportbeschäftig-
ten speziell für einen solchen Unfall ausgebildet? 

Siehe Antwort zu 8. b). 

10.  

a) Bezogen auf die Fragen 6. bis 8., welche weiteren speziell ausge-
bildeten Kräfte stehen bereit? 

Die Feuerwehr Hamburg bildet alle Einsatzkräfte für die Bekämpfung von Schadens-
fällen in Verbindung mit ionisierender Strahlung aus. Diese spezielle Ausbildung  
erfolgt im Rahmen der Laufbahnlehrgänge. 

Darüber hinaus werden zusätzliche Kräfte der Feuerwehr als fachkundige Personen 
nach der Strahlenschutzverordnung ausgebildet. 

Die Polizei bildet in Spürtrupplehrgängen Mitarbeiter für Messaufgaben fort. 

b) Schließen die rechtlichen Rahmenbedingungen den Einsatz von 
Bundeswehr ein?  

Wenn ja, welcher Einheiten? 

Artikel 35 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Grundgesetz sowie das Hamburgische  
Katastrophenschutzgesetz in § 12 sehen auch die Möglichkeit der Mitwirkung von 
Kräften des Bundes beim Katastrophenschutz vor. Besondere Planungen zum Einsatz 
der Bundeswehr bei Unfällen mit Kernbrennstofftransporten bestehen nicht. 

11. Sind Evakuierungsmaßnahmen für den Fall eines solchen Unfalls, bei 
dem radioaktive Stoffe oder nicht radioaktive Begleitstoffe freigesetzt 
werden, im Hamburger Hafen oder im Hamburger Stadtgebiet vorgese-
hen? 

a) Wenn ja: Welche Maßnahmen im Einzelnen, welche Gebiete betref-
fen sie und von welchen Behörden beziehungsweise Einsatzkräften 
werden sie durchgeführt? 

b) Wenn nein: Weshalb nicht? 

Über die Durchführung von Evakuierungsmaßnahmen kann nur im Hinblick auf die 
konkrete Einsatzsituation entschieden werden. Sollte eine Evakuierung erforderlich 
werden, erfolgt diese nach den Vorgaben der „Besonderen Richtlinie für die Planung 
und Durchführung von Evakuierungen“. Der Personalansatz und die Festlegung des 
Gebietes werden im Hinblick auf das Schadensausmaß festgelegt, dabei wird zwi-
schen Hafengebiet und Stadtgebiet nicht unterschieden. 
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